
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Dr. Irene Mihalic, Dr. Konstantin von Notz, Filiz Polat, Omid 
Nouripour, Kai Gehring, Luise Amtsberg, Margarete Bause, Ottmar von Holtz, 
Monika Lazar, Dr. Tobias Lindner, Dr. Frithjof Schmidt und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Deutsche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger und ihre Kinder in den 
ehemaligen IS-Gebieten

In den großen Lagern in Nordostsyrien befinden sich nach Medienangaben 
noch immer circa 1 250 Europäerinnen und Europäer. Davon seien 250 Perso-
nen mit deutscher Staatsbürgerschaft (100 Erwachsene – mehr als die Hälfte 
Frauen – und 150 Kinder). Die Bundesregierung hat nicht zuletzt infolge von 
entsprechenden Gerichtsurteilen seit August 2019 bislang sieben Kinder und ei-
ne Mutter aus den syrischen Lagern zurückholen lassen (vgl. https://www.deuts
chlandfunk.de/rueckholung-von-is-angehoerigen-stockt-die-kinder-sind-die.79
9.de.html?dram:article_id=475847).
In der Antwort auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/8739 der 
fragestellenden Fraktion hat die Bundesregierung ihre begrenzten Möglichkei-
ten bei der Rückholung deutscher Staatsbürgerinnen und Staatsbürger noch da-
mit begründet, dass die deutsche Botschaft in Syrien geschlossen und damit ei-
ne „konsularische Betreuung von deutschen Staatsangehörigen […] nicht mög-
lich“ sei (vgl. Bundestagsdrucksache 19/8739, S. 8). Im Oktober 2019 räumte 
die Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine weitere Kleine Anfrage der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 19/13991 
ein, dass diverse EU-Mitgliedstaaten in Syrien diplomatisch tätig sind. Die 
Tschechische Republik ist sogar mit einer Botschafterin akkreditiert, diverse 
andere Staaten mit Chargés d’affaires vertreten (vgl. Bundestagsdrucksache 
19/13991, S. 6). Der fragestellenden Fraktion erscheint es daher nicht plausibel, 
dass die Bundesregierung es, beispielsweise über den Kontakt zu Partnerstaaten 
der EU und humanitären Hilfsorganisationen sowie über die Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland in Erbil im Nordirak, nicht vermag, in größerem 
Ausmaß eine Rückholung der deutschen Staatsbürgerinnen und Staatsbürger 
aus den syrischen Gebieten zu organisieren. Gerade in Zeiten von COVID-19 
mahnen Hilfsorganisationen wie „Save the Children“ Deutschland und andere 
Länder an, mindestens die Kinder mit eigener Staatsbürgerschaft aus den völlig 
überfüllten Lagern in Nordostsyrien zu holen. Ein Auftreten der Infektions-
krankheit in den Lagern ist angesichts der Zustände dort nur eine Frage der Zeit 
und aufgrund der katastrophalen medizinischen Versorgungslage mit überaus 
hohen Risiken für die Betroffenen verbunden (Quelle: dpa-Meldung vom 
12. Mai 2020, „Save the Children will wegen Corona Rückholung von Kindern 
aus Syrien“). Ein erster Corona-Todesfall wurde bereits aus der Stadt Hasakah 
im Nordosten Syriens gemeldet. Auch dort sind die lokalen kurdischen Behör-
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den mit der Bekämpfung der Pandemie überfordert (https://www.sueddeutsch
e.de/politik/gesundheitspolitik-auf-sich-allein-gestellt-1.4884886).
Aus Sicht der fragestellenden Fraktion muss die Bundesregierung endlich eine 
Strategie vorlegen, wie, und mit welcher Prioritätensetzung sie Personen und 
vor allem Kinder mit deutscher Staatsbürgerschaft aus den Lagern Syriens und 
des Iraks zurückzuholen gedenkt.

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Plant die Bundesregierung, deutsche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger 

aus den syrischen und irakischen Lagern nach Deutschland zurückzuholen, 
wenn nein, warum nicht, und wenn ja, bis wann, und wie will sie dieses 
Ziel erreichen?

 2. Inwiefern gibt es eine spezielle Strategie zur Rückholung von Kindern mit 
deutscher Staatsbürgerschaft und ihren Eltern, und wie viele Kinder und 
Eltern konnten seit der Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche 
Frage 42 der Abgeordneten Dr. Irene Mihalic auf Bundestagsdrucksache 
19/12640 bislang nach Deutschland zurückgeholt werden?

 3. Sieht die Bundesregierung über die grundsätzliche Verantwortung im Hin-
blick auf eigene Staatsangehörige eine Notwendigkeit, die Rückholung ge-
rade in Zeiten der Corona-Pandemie entschlossener zu betreiben, damit 
sich Menschen nicht infizieren und um die Gefahr zu verringern, dass die 
Lager zu Hotspots der Ausbreitung des Virus in dieser ohnehin destabili-
sierten Region werden?

 4. Inwiefern sieht die Bundesregierung eine Gefahr darin, dass westeuropäi-
sche Islamisten aus den Lagern heraus ihren Kampf fortsetzen und die Re-
gion damit weiter destabilisieren?

 5. Werden nach Kenntnis der Bundesregierung derzeit Deradikalisierungs-
maßnahmen in den Gefangenenlagern durchgeführt, und wenn ja, durch 
wen, und unterstützt die Bundesregierung diese Maßnahmen?

 6. Inwiefern steht die Bundesregierung derzeit im Austausch mit der iraki-
schen Regierung hinsichtlich der Rückholung von im Irak inhaftierten Per-
sonen mit deutscher Staatsbürgerschaft?

 7. Inwiefern hatten die Grenzstreitigkeiten zwischen der Türkei und Syrien 
Auswirkungen auf die Situation deutscher Staatsbürgerinnen und Staats-
bürger in den Lagern Nordostsyriens, und inwiefern steht die Bundesregie-
rung dazu im Austausch mit der türkischen Regierung?

 8. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung zu aktuellen COVID-19-
Fällen in Nordostsyrien und im Irak, vor allem auch mit Blick auf die La-
ger, in denen sich auch westeuropäische Staatsbürgerinnen und Staatsbür-
ger aufhalten?

 9. In welcher Weise stellt die Bundesregierung medizinische und logistische 
Unterstützung für die Lager zur Verfügung?

10. Steht die Bundesregierung angesichts der COVID-19-Pandemie im Aus-
tausch mit Stellen oder Institutionen in Syrien und speziell mit den zivilen 
Verwaltungen der Autonomen Administration von Nord- und Ostsyrien?

11. Wie viele der aus Deutschland zum sogenannten Islamischen Staat ausge-
reisten Personen befinden sich nach Kenntnis der Bundesregierung seit der 
Antwor auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/13991 noch 
in Syrien oder im Irak (bitte nach Ländern aufschlüsseln, dort, wo ggf. kei-
ne genauen Zahlen bekannt sind, bitte Schätzungen)?
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a) Wie viele dieser Personen sind Kinder?
b) Wie viele dieser Personen verfügen neben der deutschen noch über 

weitere Staatsangehörigkeiten (bitte nach Staaten, Kindern und Er-
wachsenen aufschlüsseln)?

c) Wie viele dieser Personen befinden sich nach Kenntnis der Bundes-
regierung noch auf freiem Fuß, und wie viele hiervon sind Kinder (bit-
te aufschlüsseln)?

d) Wie viele dieser Personen befinden sich in syrischen bzw. irakischen 
Gefängnissen, und in welchen Städten befinden sich diese (bitte nach 
Kindern und Erwachsenen aufschlüsseln)?

e) Wie viele dieser Personen befinden sich in den Händen der Syrian De-
mocratic Forces (SDF) (bitte nach Kindern und Erwachsenen auf-
schlüsseln)?

f) Wie viele dieser Personen sind männlich bzw. weiblich (bitte soweit 
möglich entsprechend den Fragen 11a und 11b aufschlüsseln)?

12. Inwiefern hat die Bundesregierung aktuelle Kenntnisse darüber, ob die bei-
den Söhne (deutsche Staatsbürger) von J. G. aus Kassel (https://www.hn
a.de/kassel/kassel-vater-is-anhaengern-ueberzeugt-dass-beide-soehne-noc
h-leben-zr-13600305.html) entgegen früherer Annahmen noch am Leben 
sind?

13. Wie viele Personen sind nach Kenntnis der Bundesregierung seit der Ant-
wort auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/13991 aus 
Deutschland zum sogenannten Islamischen Staat ausgereist, und wie viele 
sind im gleichen Zeitraum wieder nach Deutschland zurückgekehrt?

14. Inwiefern hat sich an der konsularischen Präsenz der Bundesrepublik 
Deutschland in Syrien seit der Antwort der Bundesregierung auf Bundes-
tagsdrucksache 19/13991 etwas geändert, und inwiefern sind derzeit sons-
tige Bundesbehörden oder nachgeordnete Behörden in Syrien tätig (falls 
ja, welche, und in welcher Form)?

15. Welche Vertretungen anderer EU-Mitgliedstaaten sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung in Syrien geöffnet oder anderweitig konsularisch präsent, 
und in welcher Form steht die Bundesregierung mit diesen im Austausch 
oder arbeitet mit diesen zusammen, vor allem auch mit Blick auf die mög-
liche Rückholung der Personen deutscher Staatsbürgerschaft?

16. Gegen wie viele in den ehemaligen IS-Gebieten befindliche Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit wurde nach Kenntnis der Bundesregierung 
seit der Antwort auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 
19/13991 bereits ein Ermittlungsverfahren in Deutschland oder im jeweili-
gen Staat des aktuellen Aufenthaltsorts oder anderswo wegen Teilnahme 
an bzw. Unterstützung von IS-Aktivitäten eingeleitet, und gegen wie viele 
liegt ein Haftbefehl vor (bitte die Straftatbestände auflisten, die den jewei-
ligen Schwerpunkt des Ermittlungsverfahrens bilden)?

17. Wie viele potentielle Rückkehrerinnen und Rückkehrer aus den ehemali-
gen IS-Gebieten wurden nach Kenntnis der Bundesregierung bisher auf-
grund ihrer Teilnahme an bzw. Unterstützung von IS-Aktivitäten im jewei-
ligen Staat des aktuellen Aufenthaltsorts oder anderswo angeklagt (bitte 
nach den maßgeblichen Straftatbeständen aufschlüsseln)?

18. Wie viele potentielle Rückkehrerinnen und Rückkehrer aus den ehemali-
gen IS-Gebieten wurden nach Kenntnis der Bundesregierung bisher auf-
grund ihrer Teilnahme an bzw. Unterstützung von IS-Aktivitäten im jewei-
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ligen Staat des aktuellen Aufenthalts oder anderswo verurteilt (bitte nach 
den maßgeblichen Straftatbeständen aufschlüsseln)?

19. Wie viele der aus Deutschland zum sogenannten Islamischen Staat ausge-
reisten Personen befinden sich nach Kenntnis der Bundesregierung seit der 
Antwort auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/13991 noch 
in anderen Ländern außer Syrien und Irak (bitte nach Ländern aufschlüs-
seln, und bitte auch Schätzungen angeben, falls keine genauen Zahlen be-
kannt sind)?
a) Wie viele dieser Personen befinden sich nach Erkenntnissen der 

Bundesregierung in welchen Ländern auf freiem Fuß?
b) Wie viele dieser Personen befinden sich nach Erkenntnissen der 

Bundesregierung in welchen Ländern in Haft?
c) Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Zustände in den 

Haftanstalten sowie die Art und Weise der jeweiligen Gerichtsverfah-
ren und Strafen?

d) Verfolgt die Bundesregierung in Bezug auf letztgenannte Personen, die 
in anderen Ländern aktuell in Haft sind, Pläne in Bezug auf eine etwai-
ge Rückführung nach Deutschland, z. B. aufgrund eines Ersuchens des 
aktuellen Aufenthaltslandes?

20. In wie vielen Fällen wurde nach Kenntnis der Bundesregierung bereits der 
Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit gemäß § 17 Absatz 1 Nummer 5 
2. Alternative des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG) aufgrund einer 
„konkrete(n) Beteiligung an Kampfhandlungen einer terroristischen Verei-
nigung im Ausland (§ 28)“ festgestellt (bitte nach Staatsangehörigkeiten, 
Geschlecht und derzeitigem Aufenthaltsland aufschlüsseln)?

21. In wie vielen Fällen wurde nach Kenntnis der Bundesregierung bereits ein 
Verfahren zur Feststellung des Verlusts der deutschen Staatsangehörigkeit 
gemäß § 17 Absatz 1 Nummer 5 3. Alternative StAG eingeleitet (bitte 
nach Staatsangehörigkeiten, Verfahrensstand und derzeitigem Aufenthalts-
land aufschlüsseln)?

22. Bei wie vielen Personen kommt nach derzeitigem Kenntnisstand der 
Bundesregierung eine Feststellung des Verlusts der deutschen Staatsange-
hörigkeit gemäß § 17 Absatz 1 Nummer 5 3. Alternative StAG in Betracht 
(bitte nach Staatsangehörigkeiten, Verfahrensstand und derzeitigem Auf-
enthaltsland aufschlüsseln)?

23. Welche Herausforderungen stellen sich nach Ansicht der Bundesregierung 
bei der Feststellung des Verlusts der deutschen Staatsangehörigkeit gemäß 
§ 17 Absatz 1 Nummer 5 3. Alternative StAG, und wie werden diese ad-
ressiert?

24. Wie viele Personen werden nach Kenntnis der Bundesregierung in 
Deutschland derzeit im Bereich Islamismus als sogenannte Gefährder und 
wie viele als sogenannte relevante Personen eingestuft?
a) Wie viele dieser eingestuften Personen sind jeweils Rückkehrerinnen 

oder Rückkehrer aus ehemaligen IS-Gebieten (bitte nach „Gefährdern“ 
und „relevanten Personen“ aufschlüsseln)?

b) Wie viele Personen wurden in den vergangenen fünf Jahren als soge-
nannte Gefährder oder relevante Personen im Bereich Islamismus wie-
der ausgestuft, und mit welchen Begründungen?

25. Inwiefern liegen bereits Ergebnisse oder Teilergebnisse einer Fortschrei-
bung der Studie „Radikalisierungshintergründe und -verläufe von aus 
Deutschland nach Syrien Ausgereisten“ vor, und was sind die wesentli-
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chen aktuellen Erkenntnisse (in der Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 
19/13991 führte die Bundesregierung aus, dass „in einem nächsten Schritt 
[BKA, BfV und HKE eine Studie zu Rückkehrerinnen und Rückkehrern 
aus den Kampfgebieten in Syrien/Irak erstellen, die ähnliche Merkmale 
analysiert wie die vorherige Studie aus 2016]“. Auch diese Studie werde 
„aus Mitteln des Nationalen Präventionsprogrammes (NPP) gefördert.“ Er-
gebnisse hierzu lagen zum Zeitpunkt der Beantwortung damals noch nicht 
vor.)?

26. Befinden sich nach Kenntnis der Bundesregierung deutsche Staatsbürge-
rinnen und Staatsbürger unter den Kämpfern der extremistisch-
islamitischen Miliz Haiʾat Tahrir asch-Scham (HTS) in der Provinz Idlib, 
und gibt es Gespräche mit ihnen über eine Rückkehr bzw. Rückführung 
nach Deutschland?

27. Hat die Bundesregierung Erkenntnisse über das Erstarken der islamisti-
schen Terrororganisation Islamischer Staat in Syrien und im Irak, und wel-
che Rolle spielen nach Ansicht der Bundesregierung deutsche Kämpferin-
nen und Kämpfer weiterhin für diese Organisation?

Berlin, den 11. Juni 2020

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion
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